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Unicredit streicht
8000 Stellen
Banken Die italienische Gross-
bank Unicredit setzt den Rotstift
an. Bis zum Jahr 2023will das In-
stitut 8000 Stellen abbauen und
die Kosten um eine Milliarde
Euro drücken,wieVorstandschef
Jean Pierre Mustier amDienstag
ankündigte. Die Anleger sollen
von dem Sparkurs profitieren:
Unicredit stellte eine höhere Di-
vidende und einen zwei Milliar-
den Euro schweren Aktienrück-
kauf in Aussicht. An der Börse
kam das gut an: Unicredit-Titel
legten in Mailand im frühen
Handel gut ein Prozent zu. (sda)

Büromarkt boomt
in Innenstädten
Immobilien Büroflächen in Gross-
städten sind zu einem raren und
teurenGut geworden.Ausserhalb
der Ballungszentren drückt da-
gegen ein Überangebot auf die
Mieten.Diese Entwicklung dürf-
te sich künftig akzentuieren. So
lautet das Fazit der gestern von
der Credit Suisse veröffentlich-
ten Studie «Büroflächenmarkt
Schweiz 2020». Unternehmen
würdenverstärkt Büroflächen an
guten Lagen mieten. (sda)

Schweiz holt sich
Spitzenplatz zurück
Jugendarbeitslosigkeit Jugendliche
werden in der Schweiz am bes-
ten in den Arbeitsmarkt integ-
riert. Sie hat sich beim jüngsten
KOF-Jugendarbeitsmarktindex
(YLMI) für 2017 den Spitzenrang
zurückgeholt. Dänemark hatte
sich 2014mit Verbesserungen in
der Ausbildung junger Erwach-
sener an der Schweiz vorbeige-
schoben.Nunkonnte die Schweiz
mit Verbesserungen beim Be-
schäftigungsstatus und bei der
Leichtigkeit des Arbeitsmarkt-
eintrittes punkten. (sda)

Konsumentenpreise
sinken leicht
Konjunktur Das Preisniveau in der
Schweiz ist imNovember erneut
gesunken. Günstiger wurden
etwa Preise für Pauschalreisen
ins Ausland und für Hotelüber-
nachtungen. Der Landesindex
der Konsumentenpreise ging im
Vergleich zum Vormonat um
0,1 Prozent auf 101,7 Punkte zu-
rück. Gegenüber demVorjahres-
monat sank derPreisindex eben-
falls: Die Jahresinflation betrug
–0,1 Prozent. (sda)

Nachrichten

Börse

Swisscom N +0.4%
Geberit N -0.2%
Lonza N -0.2%

Die Besten

CS Group N -2.9%
UBS Group N -2.7%
Richemont N -1.9%

Die Schlechtesten

Ø
SMI
10233 Punkte

-1.1%

Euro in Franken 1.094 -0.55%
Dollar in Franken 0.986 -0.57%
Euro in Dollar 1.109 0.02%
GB-Pfund in Franken 1.282 -0.07%
Öl (Nordsee Brent) in Dollar 60.66 -0.5%
Gold (Unze) in Dollar 1481.70 1.2%
Silber (Unze) in Dollar 17.14 1.4%

Dow Jones Ind.
27 503 Punkte

-1.0%
Nasdaq Comp.
8520 Punkte

-0.5%

DieGewerkschaft Uniaverschärft
die Tonart gegenüber dem Fahr-
dienstvermittlerUber. Ihre Kritik
hat sich bislang darauf konzent-
riert, dassUber seine Fahrernicht
als Angestellte anerkennt und
stattdessen in die Scheinselbst-
ständigkeit zwingt. Nun hält die
Unia demumstrittenenUS-Kon-
zernvor, den Fahrern seit seinem
Markteintritt in die Schweiz 2013
eineMillionensummevorenthal-
ten zu haben.

Wie Roman Künzler, Unia-
Verantwortlicher für Logistik &
Transport, amDienstag ausführ-
te, bleibe Uber jedem Chauffeur
und jeder Chauffeuse hierzu-
lande 3500 bis 5500 Franken pro
Monat schuldig.Am stärksten ins

Gewicht fällt, dass Uber keinen
Auslageersatz leistet. Dieser um-
fasst Kilometerkosten,Ausgaben
für Reinigung und Instand-
haltung des Autos oder Handy-
kosten. Künzler schätzt den
Auslageersatz bei einemVollzeit-
pensum von angenommenen
45 Stunden auf monatlich 2000
bis 2500 Franken.

Auch zahle Uber keine exis-
tenzsichernden Löhne. Laut Ro-
man Künzler erzielt ein Uber-
Fahrerbei einemVollzeitpensum
monatliche Einnahmenvon 2500
bis 4500Franken (nachAbzugder
Abgaben an Uber). Als existenz-
sicherndenLohn in grossenStäd-
ten erachtet der Gewerkschafter
4500 Franken. Gemessen daran,

ergebe sich für die allermeisten
Fahrer eine «Lohnlücke» von
500 bis 2000 Franken.

Weckruf an die Behörden
Berücksichtigt man ferner, dass
Uber kein Ferien- und Feiertag-
geld, keine Zuschläge für Sonn-
tags- undNachtarbeit und keine
Arbeitgeberbeiträge für die So-
zialversicherungen zahlt, ergibt
sich die besagte Summe von bis
zu 5500 Franken,die derKonzern
jedem Schweizer Fahrer Monat
fürMonat vorenthält. «Diese Be-
träge sind vor Arbeitsgericht auf
fünf Jahre rückwirkend einklag-
bar», sagte Künzler. Ausgehend
von 1500Vollzeitstellen bei Uber
in der Schweiz – aus Künzlers

Sicht eine konservative Schät-
zung –, entzieht der Plattform-
betreiber seinen Fahrern jährlich
63 bis 99 Millionen Franken.
«Das heisst», so derUnia-Vertre-
ter, «die Fahrerinnen und Fahrer
wurden um bis zu einer halben
Milliarde Franken betrogen, seit
Uber in der Schweiz aktiv ist.»

Angesichts dieser finanziellen
Dimensionen sieht Unia-Präsi-
dentinVaniaAlleva die Behörden
in der Pflicht. Besonders gefor-
dert sei in Sachen Uber das
Staatssekretariat für Wirtschaft,
so Alleva, «weil es sich um ein
schweizweites Problemhandelt».
Doch auch die kantonalen
Arbeitsämtermüssten aktivwer-
den: An ihnen sei es, festzustel-

len,dass einBetrieb demArbeits-
gesetz unterstehe. Anfang No-
vemberhatte derKantonGenf ein
Verbot gegen Uber erlassen,weil
dasUnternehmen seinen gesetz-
lichenVerpflichtungen alsArbeit-
geber nicht nachkommt.

Uber beharrt demgegenüber
auf dem Standpunkt, dass die
eigenen Fahrer ihre Arbeit als
Selbstständige verrichten wür-
den. Ohne Arbeitsverpflichtung
könne auch kein Arbeitsverhält-
nis bestehen. Uber würde keine
Vorgabendarübermachen,wann,
wo, fürwie lange undwie oft ein
Fahrer tätig sein solle, hiess es
gestern in einer Mitteilung

Robert Mayer

Unia wirft Uber «Millionenbetrug» vor
Arbeitswelt Der Fahrdienstvermittler entziehe jedem Fahrer in der Schweiz bis zu 5500 Franken pro Monat.

Zum 18. Geburtstag
gibts einen Schuldenberg
Krankenkassen Zahlen Eltern die Prämien ihrer Kinder nicht, erben diese mit 18 die Schulden.
Mit gravierenden Folgen. Das soll nun ändern.

Iwan Städler

Für die jungen Erwachsenen ist
es oft ein Schock: Plötzlich ha-
ben sie mehrere Tausend Fran-
ken Schulden – ohne eigenes
Verschulden. Zum 18.Geburtstag
kriegen sie quasi ein vergiftetes
Geschenk.Manchmal bekommen
die Betroffenen davon gar nichts
mit.Von ihrem Schuldenberg er-
fahren sie erst, wenn sie zum
Beispiel einen Betreibungsregis-
terauszug bestellen, um sich für
eineWohnung zu bewerben.

Die Schulden eingebrockt ha-
ben ihnen die Eltern. Diese wä-
ren bis zur Volljährigkeit fürs
Zahlen der Krankenkassenprä-
mien derKinder zuständig.Doch
nicht alle begleichen die Rech-
nungen. Weil sie nicht können.
Oderweil sie das Geld für ande-
res ausgeben.Mit 18 Jahrenmüs-
sen dann plötzlich die Jungen da-
für geradestehen. Sowill es heu-
te das Gesetz.

Jährlich 75 bis 100 Fälle
Zwar können die Krankenkassen
die Schulden nach wie vor auch
bei den Eltern eintreiben. Aber
dort ist in der Regel nicht viel zu
holen, sonst hätten es die Versi-
cherer längst getan. Also halten
sie sich an die Jugendlichen, die
solidarisch mithaften. Dadurch
wird deren Start ins Erwachse-
nenleben stark beeinträchtigt.

Ein Eintrag im Betreibungs-
register kann nebst der Woh-
nungssuche auch den Berufs-
einstieg erschweren – etwa bei
Anwälten, Juwelieren oderTreu-
händern. Und ein Wechsel zu
einer günstigeren Krankenkasse
ist nurmöglich,wenn die Schul-
den bei der bisherigen Kasse be-
glichen sind.

In ihrer Not sucht ein Teil
der Jugendlichen professionelle
Hilfe. Der Dachverband der
Schuldenberatungsstellen zählt
jährlich 75 bis 100 solche Fälle.
Die Schulden belaufen sich in der
Regel auf 2000 bis 25000 Fran-
ken. Doch die so erfassten Ju-
gendlichen sind wohl nur die
Spitze des Eisbergs.Hinzu kom-
men all jene, die sich nicht bei
einer gemeinnützigen Bera-
tungsstelle melden.

Seit Jahren versucht die Solo-
thurner Sozialdemokratin Bea
Heim, das Problem zu lösen.
Lange vergeblich. In einem ers-
ten Schritt reichte sie 2015 eine
parlamentarische Anfrage beim
Bundesrat ein – ohne, dass
ihn dies zum Handeln bewogen
hätte. Vor zwei Jahren legte die
damalige Nationalrätin einen
Zacken zu und forderte per
Motion, dass Kinder nicht mehr
für unterlassene Prämienzah-
lungen ihrer Eltern belangtwer-
den dürfen.

Doch Bundesrat und Verwal-
tung winkten erst ab. Man sehe
«keine zweckmässige Massnah-
me», um das Problem zu lösen.
Untersage man den Kranken-
kassen das Betreiben der Jugend-
lichen, benachteilige man die
Versicherer gegenüber anderen
Gläubigern.

Umsomehr dürften die Bundes-
räte und Beamten gestaunt ha-
ben, als sich ausgerechnet der
Präsident des Krankenkassen-
verbands Santésuisse hinter die
verschuldeten Jugendlichen und
Bea Heim stellte. Heinz Brand –
damals noch SVP-Nationalrat –
reichte eine weitere Motion ein,
die dasselbe verlangt: «Die jun-
gen Erwachsenen sollen nicht
mit dieserHypothek ins Erwach-
senenleben starten müssen.»

Erfolg für Ex-Parlamentarier
Und plötzlich bewegte sich der
Bundesrat. Nun empfahl er das-
selbe Begehren, das er vor zwei
Jahren noch verwarf, auf einmal
zur Annahme. Offiziell begrün-
dete er seinenMeinungswechsel
damit, die ausstehenden Forde-
rungen bei den Krankenkassen
hätten weiter zugenommen. Es

sei davon auszugehen, dass auch
vermehrt Prämien von Kindern
nicht bezahlt würden, sich das
Problem also verschärft habe.

Damit scheint das Eis gebro-
chen.DerNationalrat hat die bei-
den Motionen von Heim und
Brand bereits grossmehrheitlich
angenommen. Heute Mittwoch
dürfte auch der Ständerat folgen.
Die vorberatende Kommission
für soziale Sicherheit und Ge-
sundheit empfiehlt jedenfalls ein
Ja. Einstimmig.

Dadurch kommen die beiden
Ex-Parlamentarier – Heim trat
dieses Jahr zurück, Brandwurde
abgewählt – wohl im Nachhin-
ein zu einem Erfolg. Gelöst ist
das Problem freilich noch nicht.
Dennmit der parlamentarischen
Willensbekundung ist ein Gesetz
noch nicht geändert. Dafürmuss
erst ein konkreter Änderungs-

vorschlag ausgearbeitetwerden.
Und dafür sind dieselben Leute
zuständig, die vor zwei Jahren
noch «keine zweckmässige
Massnahme» sahen.

Bundesamt lässt sich Zeit
Wer beim Bundesamt für Ge-
sundheit nachfragt, kriegt nicht
den Eindruck, dass dieses für
eine schnelle Umsetzung vorbe-
reitet ist. Stattdessen habe man
jetzt erst einmal den Entscheid
in beiden Räten abgewartet.Nun
müsse der Bundesrat entschei-
den, wie rasch er vorwärtsma-
chen wolle.

Unterdessen geraten weitere
jungeMenschen in diemissliche
Lage, dass sie zum 18. Geburts-
tag einen Schuldenberg erben
und deswegen mit einer Hypo-
thek ins Erwachsenenalter star-
ten müssen.

Ein Eintrag im Betreibungsregister erschwert die Wohnungssuche, auch wenn man unverschuldet verschuldet ist. Foto: Alex Potemkin (iStock, Getty)

skbau
Textfeld
TA 4.12.19, S: 10




